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Mit der Inkraftsetzung des neuen Bundesbeschlusses auf 1. Januar
1965 werden Lücken geschlossen. Die VermessungsaufSichtsorgane des
Bundes und der Kantone, welche die Abrechnung und Kostenverteilung
über die Grundbuchvermessung durchzuführen haben, finden im neuen
Erlaß nun gesamthaft die Vorschriften für die Ermittlung der Kostenanteile

des Bundes. Sie haben damit ein auf die heutigen Verhältnisse gut
abgestimmtes Gesetz zu ihrer Verfügung.

Bundesbeschluß

über

Kostenanteile an die Grundbuchvermessung

(Vom 8. Oktober 1964)

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Art. 42ter der Bundesverfassung,
gestützt auf Art. 39 des Schlußtitels des Schweizerischen Zivilgesetzbuches,

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 29.
November 19631,

beschließt:

Art. 1

1 Der Bund leistet den Kantonen für die vorschriftsgemäß ausgeführten
und vom Bundesrat anerkannten Grundbuchvermessungen folgende

Kostenanteile:

a) für die Triangulation IV. Ordnung:
in Berggebieten bei erschwerten Transportverhältnissen 75 bis 85

Prozent, in den übrigen Vermessungsgebieten 65 bis 75 Prozent der
Erstellungskosten ;

b) für die Grundbuchvermessungen in Stadtgebieten, ausgeführt nach
erhöhten Genauigkeitsanforderungen (Instruktion I) 40 bis 50
Prozent der Vermessungskosten;

c) für die nach normalen Genauigkeitsanforderungen (Instruktion II)
ausgeführten Vermessungen 65 bis 75 Prozent der Kosten;

d) für die nach erleichterten Anforderungen (Instruktion III) erstellten
Vermessungen 75 bis 85 Prozent der Kosten.

1 BB1 1963, II, 1277.
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2 Der Bund entrichtet diese Kostenanteile auch für die Ergänzung
von Vermessungswerken, die schon am 1. Januar 1907 bestanden haben,
sofern solche Vermessungen mit den Ergänzungen den bundesrechtlichen
Anforderungen über die Grundbuchvermessung entsprechen.

3 Der Bundesrat entscheidet, für welche Gebiete der höhere Kostenanteil

an die Triangulation IV. Ordnung auszurichten ist und nach
welchen Vorschriften und Genauigkeitsanforderungen jedes Gebiet zu
vermessen ist.

Art. 2

1 Der Bund bezahlt den Kantonen 15 bis 25 Prozent der an Ingenieur-
Geometer, Techniker und Zeichner für die Nachführung der
Grundbuchvermessungswerke ausbezahlten Besoldungsanteile oder Honorare.

2 Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement ist im
Einvernehmen mit dem Eidgenössischen Finanz- und Zolldepartement ermächtigt,

auf Ansuchen des Kantons für finanzschwache Berggemeinden den
Nachführungsbeitrag bis auf 50 Prozent zu erhöhen.

3 Für Nachführungsvermessungen, die als Folge einer land- oder
forstwirtschaftlichen Güterzusammenlegung notwendig werden, leistet der
Bund einen Kostenanteil von 40 bis 50 Prozent, sofern nicht ein Bahnoder

Straßenbau mit Güterzusammenlegungs- und Nachführungskosten
belastet wird. Hat der Bund an die durch die Güterzusammenlegung überholte

Grundbuchvermessung keine Kostenanteile geleistet, so gelten die in
Artikel 1 für Neuvermessungen festgesetzten Kostenbeteiligungen.

4 Werden infolge von Naturereignissen größere Nachführungsarbeiten
mit dem Charakter einer Neuvermessung notwendig, so können auf

Ansuchen des Kantons vom Bund die in den Artikeln 1 und 3 festgesetzten

Kostenanteile oder Beiträge ausgerichtet werden.

Art. 3

Bei der Einführung der Grundbuchvermessung in Bergwirtschaftszonen
des Alpen- und Voralpengebietes bewilligt das Eidgenössische

Justiz- und Polizeidepartement auf Ansuchen des Kantons an die Kosten
der Vermarkung der Hoheits- und Eigentumsgrenzen einen Beitrag von
25 bis 35 Prozent, sofern auch der Kanton einen angemessenen Beitrag
leistet.

Art. 4

1 Zur Förderung der Güter- und Privatwaldzusammenlegungen wird
der Betrag, der infolge der Zusammenlegung am Kostenanteil des Bundes
für die Grundbuchvermessung erspart wird, als besonderer Beitrag an die
Kosten der Zusammenlegung geleistet.

2 Fällt für die Zusammenlegung auch ein Bundesbeitrag im Sinne des
Artikels 91 des Eidgenössischen Landwirtschaftsgesetzes vom 3. Oktober
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19511 oder des Artikels 42, Absatz 1, Buchstabe d des Bundesgesetzes
vom 11. Oktober 19022 betreffend die eidgenössische Oberaufsicht über
die Forstpolizei (Fassung vom 23. September 1955) in Betracht, so wird
dieser im einzelnen Falle um den Betrag der Ersparnisse am Kostenanteil
des Bundes für die Grundbuchvermessung erhöht. Der Bundesrat ordnet
das vom Departement des Innern (Inspektion für Forstwesen, Jagd und
Fischerei), Justiz- und Polizeidepartement (Vermessungsdirektion) und
Volkswirtschaftsdepartement (Meliorationsamt) für die Ermittlung und
Ausrichtung der Ersparnisbeiträge einzuhaltende Verfahren.

3 Für Güterzusammenlegungen ohne Wegebauten und ohne andere
Meliorationsmaßnahmen in den stark parzellierten Bergzonen der
Südtäler, die im Einvernehmen mit dem Volkswirtschaftsdepartement mit
der Grundbuchvermessung durchgeführt werden, leistet der Bund einen
Kostenbeitrag von 70 Prozent.

Art. 5

Auf Ansuchen des Kantons leistet der Bund an provisorische
Grundbuchvermessungen mit verminderten Genauigkeitsanforderungen in stark
parzellierten oder zusammenlegungsbedürftigen Berggebieten der Kantone

Graubünden, Tessin und Wallis einen Kostenvorschuß von 50
Prozent. Dieser Kostenvorschuß wird ausgerichtet, wenn feststeht, daß die
Pläne und Begister stetig nachgeführt werden, einer vorläufigen
Grundbucheinrichtung dienen und zur gegebenen Zeit als Grundlage für die
Durchführung der Güterzusammenlegung verwendet werden. Der
Kostenvorschuß für die provisorische Grundbuchvermessung wird anläßlich der
Güterzusammenlegung auf den Ersparnisbeitrag (Art. 4) angerechnet.

Art. 6

An die Kosten der Nachführung der vor dem Inkrafttreten der
eidgenössischen Vermessungsinstruktion nach der Instruktion des
Geometerkonkordates, einer gleichwertigen kantonalen Instruktion oder der
eidgenössischen Instruktion für die Detailvermessungen der Waldungen
ausgeführten und vom Bundesrat als definitive oder provisorische
Grundbuchvermessungen anerkannten Vermessungswerke werden die in Artikel

2, Absatz 1, festgesetzten Beiträge ausgerichtet.

Art. 7

Die für die Leistungen des Bundes maßgebenden Vermessungskosten
werden aus den in den Vermessungs- und Nachführungsverträgen
festgesetzten Ausführungspreisen, gegebenenfalls auch nach Tarifverein-

1 AS 1953, 1073.
2 BS 9, 521; AS 1956, 1215.
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barungen ermittelt, soweit die Verträge und Tarife vom Eidgenössischen
Justiz- und Polizeidepartement genehmigt wurden.

Art. 8

Der Bund kann auf Ansuchen des beteiligten Kantons Triangulationen

IV. Ordnung oder ihre Nachführung ausführen oder die Leitung
und Verifikation von Vermessungen übernehmen unter besonderer
Vereinbarung über die dem Kanton zu überbindenden Kosten.

Art. 9

1 Dieser Beschluß ist nicht allgemein verbindlich.
2 Der Bundesrat setzt den Zeitpunkt seines Inkrafttretens fest und

ist mit dem Vollzug beauftragt.
3 Auf den gleichen Zeitpunkt wird der Bundesbeschluß vom 5.

Dezember 19191 betreffend Beteiligung des Bundes an den Kosten der
Grundbuchvermessung aufgehoben.

4 An die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Beschlusses vom
Bund noch nicht anerkannten Nachführungsvermessungen, die infolge
von Güterzusammenlegungen notwendig wurden, leistet der Bund den
Kostenbeitrag gemäß Artikel 2, Absatz 3.

Also beschlossen vom Nationalrat,

Bern, den 25. September 1964.

Der Präsident: Otto Hess

Der Protokollführer: Ch. Oser

Also beschlossen vom Ständerat,

Bern, den 8. Oktober 1964.

Der Präsident: L. Danioth

Der Protokollführer: F.Weber

1 BS 2, 657.
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